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Werktätige bei „Kampfkündigungen“ keinen Rechtsschutz 
genießt.

Die Zielstellung einer derartigen Rechtsprechung ist 
eindeutig: Es soll nicht nur das verfassungsmäßig garan­
tierte Streikrecht weiter eingeschränkt, sondern auch das 
Kündigungsrecht als Druckmittel gegen die Arbeiterklasse 
und die Gewerkschaften eingesetzt werden, wobei die 
Rechte des Betriebsrates zunehmend den Angriffen der 
Unternehmer ausgesetzt sind.

Kündigungsschutzklagen und ihre Ergebnisse

Nach § 3 KSchG haben die von einer Kündigung betroffe­
nen Werktätigen nur die Möglichkeit, innerhalb einer Frist 
von drei Wochen Kündigungsschutzklage zu erheben. Diese 
ist darauf gerichtet, die Sozialwidrigkeit einer fristgemä­
ßen bzw. die Unbegründetheit einer fristlosen Kündigung 
feststellen zu lassen. Versäumt der Betroffene die Klage­
frist, so wird die Kündigung fiktiv wirksam, d. h. das 
Gericht kann ihre Rechtfertigung nicht mehr überprüfen.

Es ist für die Werktätigen sehr schwer, die Erfolgs­
aussichten einer KündigungsschutzWage abzusehen, da die 
Verfahrensdauer meist sehr lang ist. Die Kündigung führt 
daher in vielen Fällen nicht nur zum Verlust des bisheri­
gen Arbeitsplatzes, sondern auch zu länger anhaltender 
Arbeitslosigkeit.20

Betrachtet man die Kündigungspraxis in der BRD, so 
zeigt sich, daß im Jahre 1978 nur gegen rund 7,8 Prozent 
aller Kündigungen, die die Unternehmer ausgesprochen 
haben, Klage erhoben wurde. Nur in 4 Prozent der Kün­
digungsklagen haben die Werktätigen ein rechtskräftiges, 
dem Klageanspruch stattgebendes Urteil der Arbeits- oder 
Landesarbeitsgerichte erstritten. Mit anderen Worten: Von 
1 229 187 gekündigten Werktätigen erreichten nur ca. 4 100 
mit Hilfe der Arbeitsgerichte, daß die Kündigung für un­
wirksam erklärt wurde; nur 1 640 Werktätige wurden dar­
aufhin im bisherigen Betrieb weiterbeschäftigt. Das heißt: 
in 13 Fällen von 10 000 Kündigungen wurde im Jahre 1978 
der Werktätige im bisherigen Betrieb weiterbeschäftigt. 
„Der tatsächliche Erhalt des Arbeitsplatzes ist im Kündi­
gungsgeschehen der BRD eine ausgesprochene Rarität“21

*

Ein effektiver Kündigungsschutz für die Werktätigen ist 
unter den Bedingungen der kapitalistischen Produktion 
nicht möglich. Auch hier gilt die Feststellung von Karl 
M a r x ,  daß das entscheidende Merkmal der kapitalisti­
schen Produktion nicht im Kauf der Arbeitskraft zur per­
sönlichen Bedürfnisbefriedigung der Kapitalisten besteht. 
„Sein Zweck ist Verwertung seines Kapitals, Produktion 
von Waren, die mehr Arbeit enthalten, als er zahlt, also 
einen Wertteil enthalten, der ihm nichts kostet und den­
noch durch den Warenverkauf realisiert wird. Produktion 
von Mehrwert oder Plusmacherei ist das absolute Gesetz 
dieser Produktionsweise.“22 Das Kündigungsrecht der BRD 
ist Ausdruck dieser Gesetzmäßigkeit der kapitalistischen 
Produktionsweise. 1 11
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Das Nachrichtenmagazin „U. S. News & World Report“ 
brachte am 12. Oktober 1981 eine Meldung über die Kri­
minalitätsentwicklung in den USA. Danach wird dort im 
Durchschnitt alle 2 Sekunden ein Verbrechen verübt. Auf 
die schwere Kriminalität bezogen, lauten die nüchternen 
Zahlen: alle 8 Sekunden ein Einbruchsdiebstahl, alle 
48 Sekunden eine schwere Körperverletzung, alle 58 Se­
kunden ein Raubüberfall, alle 6 Minuten eine Vergewalti­
gung und alle 23 Minuten ein Mord. Die Kriminalität ist 
in den USA zusammen mit der Arbeitslosigkeit und der 
Inflation zu einem der vorrangigsten gesellschaftlichen 
Probleme geworden. Die Angst vor dem Verbrechen gehört 
dort zum Alltagsleben von Millionen Bürgern, und mit der 
ständigen Zunahme der Kriminalität wächst die Furcht, 
beraubt, niedergeschlagen oder ermordet zu werden.

Gefragt, was die Reagan-Administration gegen die an­
schwellende Kriminalitätsflut zu tun gedenke, wußte 
Justizminister William F. Smith in einem Interview mit 
dem Nachrichtenmagazin „U. S. News & World Report“ 
vom 26. Oktober 1981 nichts anderes zu sagen als: mehr 
Gefängnisse bauen. Er unterstrich damit nur die bekannte 
Tatsache, daß die imperialistische Hauptmacht USA system­
bedingt unfähig ist, ernsthafte soziale Maßnahmen zu 
ergreifen, um die Kriminalitätsflut einzudämmen. Der 
„aussichtlose Kampf gegen die Kriminalität“ ist daher zu 
einer gängigen Schlagzeile der gesamten bürgerlichen 
Presse geworden.

Während sich die große Mehrzahl der Kriminologen, 
Pönologen, Soziologen und Psychologen in den USA damit 
begnügt, die sich ständig weiter verschlechternde Situation 
auf dem Gebiet der Kriminalität und ihrer Bekämpfung 
zu beschreiben und zu beklagen, während nicht wenige 
dieser Wissenschaftler ähnlich einer ganzen Industrie an 
der Kriminalitätswelle verdienen, sind doch einige von 
ihnen um eine ernsthafte wissenschaftliche Analyse der 
Kriminalität und ihrer Ursachen bemüht. Gehört schon viel 
Mut und persönliche Integrität dazu, in einem offen und 
brutal allein dem Profit huldigenden Land wie den USA 
die Frage nach den gesellschaftlichen Ursachen der Krimi­
nalität überhaupt zu stellen, so bedeutet es den bewußten 
Bruch mit der bürgerlichen Denkweise, sich zur materia­
listischen Theorie und dialektischen Methode der Erfor­
schung der Kriminalität zu bekennen. Dieses Bekenntnis


